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«Die gute Vernetzung 
zu unseren Nachbar-
ländern jetzt zu kap-
pen, wäre für unsere 
Unternehmen beson-
ders gefährlich.»
Bruno Damann  
Regierungs präsident  
Kanton St. Gallen (CVP)

JA zum bilateralen Weg – NEIN zur 
gefährlichen «Kündigungsinitiative»

Am 27. September 2020 gelangt die «Be-
grenzungsinitiative» zur Abstimmung. Nur 
mit einem NEIN setzen wir unsere guten 
Beziehungen zu unseren Nachbarländern 
nicht aufs Spiel.

Die Schweiz liegt im Zentrum Europas. Gute 
Beziehungen zu unseren Nachbarländern sind 
unverzichtbar. Die bilateralen Verträge zwi-
schen der Schweiz und der EU bilden hierfür 
die Basis. In zahlreichen Abstimmungen  
hiess das Schweizer Stimmvolk den bilatera-
len Weg an der Urne gut. Ohne ein NEIN zur 
Begrenzungs- oder besser zur «Kündigungs-
initiative» würden bewährte Verträge und jah-
relange Verhandlungen auf einen Schlag zu 
Makulatur!

Unsere zahlreichen, exportorientierten Ost-
schweizer Unternehmen sind auf offene Märk-
te angewiesen, um international wettbewerbs-
fähig zu bleiben. Sie benötigen, insbesondere 
in Zeiten wie diesen, einen möglichst unbüro-
kratischen Zugang zum EU-Binnenmarkt, um 
ihre Produkte und Dienstleistungen zu verkau-
fen und unsere Arbeitsplätze abzusichern. 
Hierfür sind die bilateralen Verträge wegwei-
send. Deshalb sage ich am 27. September 
NEIN zur «Kündigungsinitiative».

Darum braucht es ein NEIN
 

Die Kündigungsinitiative (Begrenzungsinitiative) ver- 
langt das Ende der Personenfreizügigkeit. Diese gehört 
zu den bilateralen Verträgen I mit der EU, die nicht 
einzeln gekündigt werden können. Wird die Initiative 
angenommen, verliert das Exportland Schweiz per 
Ende April 2022 seine Teilnahme am euro päischen 
Binnenmarkt. Ein Plan B ist nicht in Sicht.

ABSTIMMUNG  
VOM 27. SEPTEMBER 2020

NEIN zur Kündigungsinitiative

Quelle: Eidgenössische Zollverwaltung, 2019

So viel exportieren  
die Kantone St. Gallen,  
Appenzell Ausserrhoden 
und Appenzell Inner  - 
rhoden jährlich.  
Dieser Erfolg ist durch  
die Kündigungsinitiative  
gefährdet. 

Exporte St. Gallen  
und beide Appenzell

1 420 289 Tonnen 
Waren

7,9 Mrd. CHF 
insgesamt



Binnenmarkt
bringt Mehrwert

Das durchschnittliche  
jährliche Einkommen pro 
Kopf fällt dank dem Bin-
nenmarkt um 2914 Euro 
höher aus. 

Von welchen Vorteilen profitieren Schweizer Forschende 
dank des Forschungsabkommens mit der EU? Die Teilnah-
me an den Förderprogrammen der EU finanziert viele wichtige 
Forschungsprojekte und macht die Schweiz für international 
führende WissenschaftlerInnen attraktiver. 

Wie spüren Sie diese Vorteile im Forschungsalltag? Durch 
«Horizon 2020» wurde mir ein Forschungsbeitrag von gut einer 
Million Euro zugesprochen. Dies erlaubte es mir, mein Team 
substanziell auszubauen, verlieh meiner Forschung enormen 
Aufschwung und internationale Anerkennung.

Welche Auswirkungen hätte ein Wegfall des Forschungs-
abkommens? Wenn Schweizer Unis nicht mehr in der «Europa 
League der Forschung» mitspielen könnten, riskieren wir,  
Finanzierung, Reputation, Innovationskraft und Spitzenleute  
zu verlieren.

«Wer glaubt, er sei  
frei, wenn er sich an  
keine Gesetze halten 
muss, hat Freiheit  
nicht verstanden.»

Peter Stamm  
Autor

Die Personenfreizügigkeit  
ist wichtig für die Schweiz 

Als junger Mann glaubte ich, Besitz nehme 
mir Freiheit, mache mich unbeweglich, des-
halb lebte ich in möblierten Zimmern. Auch 
eine feste Beziehung, fürchtete ich, könnte  
mir meine Freiheit nehmen, Kinder sowieso. 

Inzwischen habe ich gelernt, dass Freiheit eine 
Geisteshaltung ist, die nicht bedroht wird  
von der Verantwortung, die ich trage. Und die 
nicht eingeschränkt wird von den Gesetzen, 
an die ich mich halte. Wer Teil einer Gemein-
schaft sein will, muss sich an ihre Regeln 
halten, das gilt in der Familie, das gilt im Staat 

und das gilt auch in der Weltgemeinschaft. 
Meine Identität ist davon nicht bedroht. 

Die Freiheit, nach der wir streben sollten,  
ist geistige Freiheit, Bewegungsfreiheit,  
die Freiheit als Studierende, Künstler und  
Wissenschaftlerinnen zusammenarbeiten  
zu können über Grenzen hinweg. Dass wir 
dort so gut geschützt sind wie zu Hause,  
verdanken wir internationalen Abkommen. 
Wer glaubt, er sei frei, wenn er sich an  
kei ne Regeln und Gesetze halten muss,  
hat Frei   heit nicht verstanden.

Dina Pomeranz  
Wirtschafts wissenschaftlerin 
und Assistenzprofessorin an  
der Universität Zürich

Zuwanderung 
weiterhin  
sehr tief
Die Nettozuwanderung  
der EU- und EFTA-Staats-
ange hörigen ist deutlich 
rück läufig und hat sich seit 
2013 mehr als halbiert.
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Schweiz 
+2914 EUR

Niederlande  
+1516 EUR

Frankreich  
+1074 EUR

Deutschland  
+1046 EUR

Italien  
+736 EUR

Kurz befragt
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Schweizer KMU wie die Sonnenbräu AG in 
Rebstein (SG) profitieren deutlich von den 
Bilateralen. Die Kündigungsinitiative setzt 
diese Vorteile nun aufs Spiel. 

Die internationale Vernetzung hat Grenzregio-
nen wie das St. Galler Rheintal stark gemacht. 
Sie profitieren täglich vom regen Austausch 
mit ihren direkten Nachbarn. Gemäss Claudia 
Graf, deren Brauerei seit 1891 das beliebte 
Sonnenbräu produziert, haben die Bilateralen 
den exportorientierten Wirtschaftsraum 
Rheintal zu dem gemacht, was er heute ist. 

Das gelte unter anderem für die Personenfrei-
zügigkeit, die es ermögliche, überall in Europa 
zu leben, zu arbeiten und sich weiterzubilden. 
«Für die Ausbildung zum Braumeister ist dies 
ein entscheidender Vorteil, denn diese wird  
in der Schweiz nicht angeboten», erklärt Graf. 
Wer den Beruf erlernen will, muss zwingend 
ins benachbarte Ausland ausweichen. 

Die Schweizer Brauereien leiden seit Jahren 
unter einem Fachkräftemangel, vor allem bei 
Brauern. Ohne Personenfreizügigkeit wäre die 
Stellenbesetzung noch deutlich schwieriger. 

Die Bilateralen sind eine 18-jährige Erfolgs-
geschichte. Gerade jetzt, wo die Wirtschaft 
unter den Folgen der Corona-Krise leidet, 
wäre es verantwortungslos, diese Vorteile  

Kein Plan B  
in Sicht
 
Nach einem Ja zur Kündi-
gungsinitiative fallen spä-
testens Ende April 2022 die 
ganzen Bilateralen I weg. 
Diese Frist reicht niemals, 
um mit der EU – unserer 
wichtigsten Handelspartne-
rin – eine befriedigende 
neue Lösung auszuhandeln. 

Ein Freihandelsabkommen 
kann die Bilateralen I nicht 
ersetzen. Ein solches regelt 
weder, dass Schweizer Pro-
duktstandards den euro-
päischen gleichwertig sind, 
noch den grenzüberschrei-
tenden Bahn-, Strassen- 
und Luftverkehr und garan-
tiert auch keine Teilnahme 
an Forschungsprogrammen.  

Fazit: Es gibt keine gute  
Alternative zu den Bilate-
ralen I.

Die Uhr tickt!

  Der Bundesrat versucht 
auf dem Verhandlungs-
weg zu erreichen, dass 
das Abkommen mit  
der EU über die Perso-
nenfreizügigkeit ausser  
Kraft gesetzt wird. 

  Der Bundesrat kündigt  
das Abkommen über die  
Personen freizügigkeit.

  Die Kündigungsfrist  
der Bilateralen I läuft. 

27. September 2020: 
Die Kündigungsinitiative wird angenommen.

max.  12 Monate

30 Tage

Ende April 2022: 
Die Schweiz steht  
ohne Bilaterale I da. 

max.

Die Bilateralen  
sind essenziell  
für Sonnenbräu

zu kippen. Für Graf ist klar: «Die Kündigungs-
initiative ist das Letzte, was Unternehmen 
wie die Sonnenbräu jetzt brauchen. Sie ver-
dient ein klares Nein.»

  6 Monate

NEIN zur radikalen
Kündigungsinitiative

«Nur mit den Bilateralen 
kann unsere Wirtschaft zu 
alter Stärke zurückkehren.»
Claudia Graf  
Geschäftsführerin der Sonnenbräu AG, 
Braumeisterin



Jetzt brieflich  

abstimmen!

NEIN zur radikalen
Kündigungsinitiative

Komitee St. Gallen-Appenzell
«NEIN zur Kündigungsinitiative»
Kolumbanstrasse 2 
9008 St. Gallen

www.komiteebeitritt.ch
info@komiteebeitritt.ch

Wer sagt NEIN  
Bundesrat, Parlament und Kantone, 
FDP, CVP, SP, Grüne, Grünliberale, 
BDP, EVP, economiesuisse, Schwei-
zerischer Arbeitgeberverband, 
Schweizerischer Gewerbeverband, 
Swissmem, Scienceindustries, 
SwissBanking, swissuniversities, 
ETH-Rat, Operation Libero,  
Travail.Suisse, Schweizerischer 
Gewerkschaftsbund (SGB), Unia, 
hotelleriesuisse, gastrosuisse, 
Interpharma, Seilbahnen Schweiz, 
Schweizerischer Versicherungs-
verband, Courage Civil u.v.m.

www.kündigung-nein.ch

«Wer den Erfolgspfad 
des bilateralen Wegs 
auch in Zukunft weiter- 
gehen will, sagt  
NEIN zur Kündigungs-
initiative.»
Andrea Caroni  
Ständerat FDP, AR

«Die Kündigungs- 
initiative nimmt uns  
die Freiheit, überall  
in Europa zu studieren,  
zu leben und zu  
arbeiten.»
Franziska Ryser  
Nationalrätin Grüne, SG

«Die Initiative führt zu 
unsicheren Arbeits-  
und Aufenthaltsbe-
dingungen. Mit einem 
NEIN verteidigen wir 
gute Jobs und Löhne.»
Barbara Gysi  
Nationalrätin SP, SG

«Ich sage NEIN zur  
Kündigungsinitiative, 
weil ich den erfolg-
reichen bilate ralen  
Weg der Schweiz nicht  
aufgeben möchte.»
Daniel Fässler  
Ständerat CVP, AI

«Die ‹Guillotine-Klausel› 
beendet nach Annahme 
der Kündigungsini  -
tiative die bilateralen  
Verträge automatisch.  
Das ist brandgefährlich.»
Marcel Dobler  
Nationalrat FDP, SG

«Wir wollen nicht  
zurück zum Saisonnier - 
statut, weil es un-
menschlich ist und 
die Löhne aller massiv 
unter Druck setzt.»
Claudia Friedl  
Nationalrätin SP, SG

«Die Kündigungs-
initiative beendet  
den bilateralen Weg.  
Sie entzieht uns die  
Basis für erfolgreiche  
Handelsbeziehungen 
mit der EU.»
Susanne Vincenz-Stauffacher 
Nationalrätin FDP, SG

«Unternehmen brau-
chen jetzt gute und 
stabile Rahmenbedin-
gungen. Der bewährte 
bilaterale Weg mit der 
EU gehört dazu. Des-
halb sage ich NEIN zur 
Kündigungsinitiative.»
Nicolo Paganini  
Nationalrat CVP, SG
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